
  

 

Interpellation Nr. 1 (Februar 2009) 

betreffend unlautere Regierungspropaganda auf Staatskosten ? 
09.5005.01 

 

 

Die Regierungen der Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft veranstalten am 14.01.09 in Münchenstein eine 
"öffentliche Informationsveranstaltung" zur Personenfreizügigkeits-Abstimmung. Wie der Einladung zu entnehmen 
ist, wird als Hauptrednerin Bundesrätin Widmer-Schlumpf (BDP) auftreten. Zusätzlich werden auch die 
Regierungsräte Zwick (BL) und Lewin (BS) an der Diskussion teilnehmen. 

Da nicht anzunehmen ist, dass einer der auf der Teilnehmerliste veröffentlichten Persönlichkeiten für ein Nein zur 
Personenfreizügigkeit einstehen wird, stellen sich in diesem Zusammenhang für den Interpellanten folgende 
Fragen und er bittet den Regierungsrat um Stellungnahme. 

1. Weshalb erachtet es der Regierungsrat als notwendig, eine Informationsveranstaltung zu einer nationalen 
Abstimmungsvorlage durchzuführen ? 

2. Warum werden an dieser Informationsveranstaltung keine Gegner der Personenfreizügigkeit auf dem 
Podium teilnehmen ? 

3. Nimmt der Regierungsrat diese Neutralitätsverletzung, evtl. gar im Wissen der geheimen 
Umfrageergebnisse von economiesuisse (mit geringer und schwindender Zustimmung für die Vorlage) 
bewusst in Kauf ? 

4. Will der Regierungsrat auch inskünftig derart unlautere Abstimmungspropaganda bei nationalen oder 
kantonalen Vorlagen an sogenannten "Informationsveranstaltungen" der Bevölkerung kundtun ? 

5. Wie kann der Regierungsrat der Meinungsvielfalt und der politischen Neutralität in einer direkten 
Demokratie noch gerecht werden, wenn er solche Veranstaltungen durchführt ? 

6. Wie hoch belaufen sich die Kosten für den Kanton Basel-Stadt resp. für den Steuerzahler für diesen 
Anlass (inkl. Kosten für Sach- und Personalaufwand in den Dienststellen) ? 

7. Beteiligt sich der Bund an den Kosten ? 

8. Beteiligen sich Dritte an den Veranstaltungs- und Vorbereitungskosten ? 

9. Falls ja, welche Verbände, Firmen oder Interessensgemeinschaften ? 

10. Sieht sich der Regierungsrat aufgrund der erneuten Einmischung in einen nationalen Abstimmungskampf 
(wie schon bei Schengen/Dublin) überhaupt noch in der Lage, die Interessen sämtlicher 
Bevölkerungsgruppierungen im Stadtkanton zu vertreten ? 

Andreas Ungricht 

 

 


